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Ausgabe 3 • Januar 2007

Nichtzustandekommen einer Vereinbarung

Abschluss von Vereinbarungen gemäß 
§ 8a Abs. 2 SGB VIII 

Wiesner, Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend und Herrn Prof. 
Dr. Johannes Münder, Tech-
nische Universität Berlin sow-
ie gemäß der Empfehlungen1

des Deutschen Vereins zur 
Umsetzung des § 8a SGB VIII 
ist Folgendes geboten: 

Antwort  
1. Die genaue Beurteilung des 
Einzelfalls ist abhängig von 
den strittigen Punkten, die zur 
Ablehnung der Unterzeich-
nung der Vereinbarung ge-
führt haben. Deshalb ist 
zunächst davon auszugehen, 
dass sich der Gegenstand 
des strittigen Verfahrens aus-
schließlich auf die im Ge-
setzestext der §§ 8a und 72a 
SGB VIII wörtlich fi xierten An-
forderungen bezieht. 

2. Es ist unstrittig, dass in Ver-
antwortung des örtlichen Ju-
gendamtes (Landkreis, kreis-
freie Stadt) die Umsetzung der 
rechtlichen Anforderungen, 
die sich aus den §§ 8a und 
72a SGB VIII ergeben, über 
Vereinbarungen mit Trägern 
von Einrichtungen und 
Diensten, die Leistungen 
nach dem SGB VIII erbringen, 
sicherzustellen sind. Hier 
muss das Jugendamt aktiv 
sein und bleiben. 

3. In den Empfehlungen des 
Deutschen Vereins wird da-
rauf verwiesen, dass bei 
einer Schädigung eines 
Kindes der Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe, nicht aber 
daneben die zuständige Fach-
kraft, auf Schadenersatz we-
gen Amtspfl ichtverletzung in 
Anspruch genommen wird. 
Diesbezüglich stellt der Ge-
setzgeber den Nichtabschluss 
einer Vereinbarung gemäß § 
8a SGB VIII einer Kindesver-
nachlässigung gleich. Hierzu 
ist auch eine gemäß § 8a Abs. 
2 SGB VIII nicht entsprech-
ende Vereinbarung mit den 
Trägern von Einrichtungen und 
Diensten oder die mangelnde 
Überprüfung der Pfl ichten 
aus dieser Vereinbarung zu 
zählen. Diesbezüglich kommt 
eine Schadenersatzpfl icht des 
öffentlichen Trägers bei Ver-
letzung des Schutzauftrages 
nach § 8a SGB VIII insbeson-
dere unter dem Gesichtspunkt 
der Amtspfl ichtverletzung2 in 
Betracht.3 

4. Die Art und Weise der Ver-
einbarung kann dabei sehr 
variabel gestaltet werden. Ver-
einbarungen nach §§ 8a und 
72a SGB VIII können einzeln 
oder in einer gemeinsamen 
Vereinbarung oder auch im 
Kontext der Vereinbarungen 
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nach § 78a ff. SGB VIII abge-
schlossen werden. 

5. Sollte eine der beiden poten-
tiellen Vertragsparteien nicht 
bereit sein, eine solche Ver-
einbarung (auch in Teilen) ab-
zuschließen, ist insbesondere 
initiativ durch das Jugendamt 
in einem ersten Vermittlungs-
versuch anzustreben, strittige 
Teile der abzuschließenden 
Vereinbarung zunächst ab-
zutrennen und die Vereinba-
rungen ohne diese Teile zu 
unterzeichen. 

6. Grundsätzlich ist ggf. durch 
das örtliche Jugendamt zu 
prüfen, ob die genannten Ver-
einbarungen Gegenstand des 
Betriebserlaubnisverfahrens 
sind. Dies ist grundsätzlich 
möglich. Sollte dies jedoch 
nicht der Fall sein, so gibt es 
keine Handhabe, über das 

Versagen oder Entziehen der 
Betriebserlaubnis den Ab-
schluss der Vereinbarung zu 
erwirken. 

7. In weiterführenden Ver-
handlungen sind durch das 
Jugendamt zeitnah rechts-
konforme Kompromisse an- 
zustreben und eine entspre-
chende Vereinbarung ab-
zuschließen oder über Zu-
satzvereinbarung die bereits 
abgeschlossene Vereinbarung 
zu ergänzen. 

8. Sollten Vermittlungsver-
suche ebenfalls scheitern, 
kann als nächster Schritt zur 
Klärung die Kommunalauf-
sicht angerufen und ggf. bis 
zum Innenministerium hin eine 
Lösung, die den Abschluss der 
entsprechenden Vereinbarung 
zum Ergebnis hat, herbeige-
führt werden.  

9. Der Nichtabschluss einer 
Vereinbarung entbindet das 
Jugendamt nicht von seiner 
Gesamtverantwortung, woraus 
sich zwangsläufi g ableiten 
lässt, dass das Jugendamt 
in jedem Fall auch weiterhin 
aktiv das Zustandekommen 
einer Vereinbarung betreiben 
muss. 

Quellen:
1 Empfehlung vom 27.09.2006 
veröffentlicht in: NDV 11/2006, S. 
494 - 501 
2 vgl. dazu Art. 34 Grund-2 vgl. dazu Art. 34 Grund-2

gesetz und § 839 BGB 
3 NDV 11/2006, S. 501 3 NDV 11/2006, S. 501 3
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